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6.2 Dachbegriinung:
Flachdacher von baulichen Hauptanlagen sind mindestens zu 50 % extensiv zu begriinen. Die Mindeststarke der

Vegetationstragschicht betrdgt 10 cm. Die Begriinung ist dauerhaft zu erhalten. Von der Begrunungspflicht
ausgenommen sind Dachflachenbereiche fur erforderliche haustechnische Einrichtungen und Lichtkuppeln.

6.3 Baumpflanzung:
Entlang der Gustavstralle sowie des Toppmannswegs ist im Bereich der Vorgartenflache in regelmaRligen

Abstanden von 10 bis 20 Metern jeweils ein standortgerechter, heimischer Laubbaum (in der Qualitdt Hochstamm,
Stammumfang mindestens 16-18 cm, gemessen in 1,0 m Hoéhe uUber dem Wurzelhals) fachgerecht zu pflanzen.
Die Baume sind fachgerecht zu pflegen und bei Abgang in der auf den Ausfall folgenden Pflanzzeit durch einen
gleichwertigen Baum zu ersetzen.

7. BINDUNG FUR BEPFLANZUNGEN UND FUR DIE ERHALTUNG VON BAUMEN, STRAUCHERN UND
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 Absatz 1 Nummer 25b BauGB)

7.1  Erhalt einzelner Baume:

Einzelbaume, fir die ein Erhaltungsgebot festgesetzt ist, sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten.
Jegliche die Vitalitdt der zu erhaltenden Baume nachhaltig beeintrachtigenden Mafinahmen sind im Schutzbereich
der Baume (entspricht der Kronentraufe zuzuglich 1,5 m) untersagt. Bei BaumafRnahmen im Wurzelbereich dieser
Baume sind Mallnahmen zum Baumschutz von einem qualifizierten Garten- und Landschaftsbaubetrieb
durchzufihren. Abgangige Baume sind in der darauffolgenden Pflanzperiode gleichartig (in der Qualitat
Hochstamm, Stammumfang mindestens 16-18 cm in 1 m Hohe Uber Wurzelhals) zu ersetzen. Stehen private
Rechte Dritter einer Ersatzpflanzung an gleicher Stelle entgegen, ist die Ersatzpflanzung nahegelegen an
geeigneter Stelle vorzunehmen.

8. ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
(§ 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung mit § 89 BauO NRW)

8.1  Art der Einfriedungen:
Einfriedungen entlang von Verkehrsflachen sind nur als lebende Hecken aus standortgerechten, heimischen
Gehodlzen zuldssig. Maschendraht- oder Drahtgitterzdune sind nur in der Hecke integriert zuldssig. Das
Nachbarrechtsgesetz (NachbG NRW) ist zu beachten.

8.2  Begriinung von Abfallbehaltern:
Standplatze fir bewegliche Abfallbehélter sind mit einer lebenden Hecke aus standortgerechten, heimischen
Gehdlzen einzugrinen. Eine Kombination mit Rankgeristen ist zulassig.

8.3  Gestaltung der Vorgartenflachen:
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind Vorgarten, d. h. Grundstiicksstreifen zwischen den 6ffentlichen
Verkehrsflachen und der straflenseitigen Baugrenze, zu mindestens 50 %, bei Reihenmittelhausgrundsticken zu
mindestens 25 %, als Vegetationsflachen (z. B. Rasen, Graser, Stauden, Kletterpflanzen, Gehdlze) anzulegen und
dauerhaft zu erhalten.
Garagen und Uberdachte Stellplatze (Carports) sind innerhalb der Vorgartenflache unzulassig.
Bei Eckgrundsticken gilt ausschlieRlich die der Haupteingangsseite des Gebaudes zugewandte Flache entlang
der erschlieRenden Strale als Vorgartenflache.

8.4 Dachgestaltung:
Dachaufbauten (Gauben), Dacheinschnitte (Loggien), Zwerchgiebel und Dachvorbauten sind nur in einer

Geschossebene zulassig. Sie sind aus der Fassadengliederung der darunter befindlichen Geschosse abzuleiten
und im Spitzbodenbereich (= 2. Ebene im Dachraum) unzuldssig. Sie durfen in ihrer Gesamtlange 50 % der
jeweiligen Trauflange nicht Uberschreiten, wobei Einzelanlagen zusammenzurechnen sind (Bemessung: grote
Lange des Bauteiles in der Dachhaut). Sie miissen zum Ortgang und untereinander einen Abstand von jeweils
mindestens 1,5 m einhalten. Die Firstoberkante der Nebendacher muss mindestens 0,5 m unterhalb der
Oberkante des Haupffirstes liegen.

8.5 Dacheindeckungen sind nur in blendfreier und nicht glanzend glasierter Ausfiihrung zulassig. Anlagen zur Nutzung
solarer Strahlungsenergie sind von dieser Festsetzung ausgenommen.

VERFAHRENSVERMERKE

Stand der Kartengrundlage: 28.11.2024

Die Kartengrundlage entspricht den Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung vom
18.12.1990 in der z. Z. gultigen Fassung.

Die Festlegung der stadtebaulichen Planung ist geometrisch eindeutig.

Bielefeld,

Stadt Bielefeld
Die Oberburgermeisterin

Amt fur Geoinformation und Kataster
[. A.

Ausfertigung

Der Rat der Stadt Bielefeld hat am

diesen Bebauungsplan/ diese Bebauungsplananderung als Satzung beschlossen.

Der Beschluss ist ordnungsgemal zustande gekommen.
Es ist nach § 2 Absatz 1 und 2 Bekanntmachungsverordnung verfahren worden.

Bielefeld,

Oberblrgermeisterin

RECHTSGRUNDLAGEN

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), das
zuletzt durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 226) geandert worden ist;

die Verordnung lber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 176) geandert worden ist;

das Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. |
S. 2542), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 224) geandert worden ist;

Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S. 58), die zuletzt durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (Nr. 189) geandert worden ist.

§ 89 der Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - BauO NRW 2018) vom 21. Juli
2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geandert durch Gesetz vom 21. Juli 2026 (GV. NRW. S. 537);

die Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli
1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. S. 618).
ANMERKUNG

Soweit bei den Festsetzungen von Baugebieten keine anderen Bestimmungen gemafR § 1 Abséatze 4 bis 10 BauNVO
getroffen sind, werden die §§ 2 bis 14 BauNVO Bestandteil des Bebauungsplans.

Zuwiderhandlungen gegen die gemaR § 89 BauO NRW 2018 in den Bebauungsplan aufgenommenen Festsetzungen
(6rtliche Bauvorschriften) sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 86 Absatz 1 Ziffer 21 BauO NRW 2018 und kénnen
gemalf § 86 Absatz 3 BauO NRW 2018 als solche geahndet werden.

Dieser Bebauungsplan/ Diese Bebauungsplananderung wird gemaf} § 10 Absatz 3 BauGB
mit der Begriindung und der zusammenfassenden Erklarung

ab zu jedermanns Einsicht bereitgehalten.

Der Beschluss des Bebauungsplanes / der Bebauungspananderung und der Ort der
Bereithaltung sind

am offentlich bekannt gemacht worden.

Bielefeld,

Stadt Bielefeld
Die Oberburgermeisterin
Bauamt
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Absatz 1 Nummer 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete (WA)
(§ 4 BauNVvO)

MAR DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Absatz 1 Nummer 1 BauGB, § 16 BauNVO)

0,4 Grundflachenzahl

@ Geschossflachenzahl

-1 Zahl der Vollgeschosse, als Mindest- und HochstmalR
; sz'; - Gebaudehéhe (GH) in Meter
iiber NHN Uber Normalhéhennull (NHN), als Héchstmafl}

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN
(§ 9 Absatz 1 Nummer 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze
0 offene Bauweise
VERKEHRSFLACHEN

(§ 9 Absatz 1 Nummer 11 und Absatz 6 BauGB)

StralRenverkehrsflachen

Strallenbegrenzungslinie

BINDUNGEN FUR BEPFLANZUNGEN
(§ 9 Absatz 1 Nummer 25 BauGB)

‘ zu erhaltende Baume

ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
(§ 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung mit § 89 Absatz 4 BauO NRW)

Dachform / Dachneigung:

GD 35-55°
FD max. 10° Flachdach mit einer Dachneigung von max. 10°

Satteldach mit einer Dachneigung von mind. 35° und max. 55°

Diese Festsetzungen gelten nur fiir bauliche Hauptanlagen.

SONSTIGE PLANZEICHEN
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Grenze des raumlichen Geltungsbereichs
(§ 9 Absatz 7 BauGB)

Umgrenzung von Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen
und Gemeinschaftsanlagen

(§ 9 Absatz 1 Nummer 4 und 22 BauGB)
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SONSTIGE DARSTELLUNGEN UND HINWEISE ZUM PLANINHALT

Bemalung mit Angabe in Metern, z.B. 10 m

Hohenbezugspunkt in Metern Gber Normalhéhennull (NHN) aus DGM10 2013
(Stadt Bielefeld)

Vorhandene Flurstlicksgrenze mit Flurstiicksnummer

Vorhandene Bebauung mit Hausnummer

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Stadtwerke Bielefeld
GmbH zu belastende Flachen
(§ 9 Absatz 1 Nummer 21 BauGB)

vorhandener Mischwasserkanal
(UWB, Stadtentwésserung, 23.02.2026)

vorhandener Schmutzwasserkanal
(UWB, Stadtentwésserung, 23.02.2026)

vorhandener Regenwasserkanal
(UWB, Stadtentwésserung, 23.02.2026)
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ART DER BAULICHEN NUTZUUNG
(§ 9 Absatz 1 Nummer 1 BauGB in Verbindung mit §§ 1 Absatz 6 und 4 BauNVO)

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets sind die nach § 4 Absatz 3 BauNVO ausnahmsweise zulassigen
Nutzungen nicht zulassig.

MAR DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Absatz 1 Nummer 1 BauGB in Verbindung mit § 18 Absatz 1 BauNVO)

Innerhalb des Plangebiets gelten Hochstmale fiir Gebaudehohen. Als maximale Gebaudehdhe (GH) gilt die Hohe
des obersten Gebaudeabschlusses in Meter Uber Normalhéhennull (NHN).

Als oberer Bezugspunkt der Gebaudehohe gilt bei Flachdachern die Oberkante der Attika bzw., sofern keine Attika
ausgebildet wird, der hdochste Punkt der Dachhaut. Bei geneigten Dachern gilt der hdchste Punkt der Dachhaut
(First) als oberer Bezugspunkt.

Uberschreitungen der festgesetzten Gebaudehdhe durch untergeordnete Gebé&udeteile wie z. B. technische
Dachaufbauten, Antennen, Gelander, Schornsteine oder Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie um bis zu
1,0 m sind zulassig.

UBERBAUBARE UND NICHT UBERBAUBARE GRUNDSTUCKSFLACHEN
(§ 9 Absatz 1 Nummer 2 BauGB)

Innerhalb des Plangebiets kénnen Uberschreitungen der festgesetzten (iberbaubaren Grundstiicksflache durch
untergeordnete Gebaudeteile und Balkone bis zu einem Anteil von 50 % der betroffenen Fassadenlange um bis zu
2,0 m ausnahmsweise zugelassen werden.

Rampen sind in einer Breite von maximal 5,0 m auRerhalb der (iberbaubaren Grundstuicksflache zulassig.

FLACHEN ODER MABNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN,
NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 Absatz 1 Nummer 20 BauGB)

Wasserdurchlassige Stellpldtze und Zufahrten:

Die Befestigung von Stellplatzflachen und ihren Zufahrten ist nur in wasser- und luftdurchlassigem Aufbau (z.B. mit
Rasensteinen, Schotterrasen oder Pflaster mit mehr als 30 % Fugenanteil) zuldssig. Wasser- und
Luftdurchlassigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierung oder
Betonierung sind unzulassig. Sonderstellplatze fiir Menschen mit Behinderungen sind von dieser Festsetzung
nicht erfasst.

Private Regenrickhaltung

Das auf privaten Grundstiicken zwischen Windelei und Toppmannsweg anfallende Niederschlagswasser ist Uber
Anlagen zur Regenrickhaltung mit einer Drosselwassermenge von 8 Liter pro Sekunde und Hektar (l/(s*ha))
zurlickzuhalten und im Anschluss den Entwasserungsanlagen innerhalb der angrenzenden, offentlichen
StralBenverkehrsflache zuzuleiten.

Versickerungsgebot

Das auf privaten Grundstlicken zwischen Vormbrockstral3e und Windelei anfallende, nicht schadlich verunreinigte
Niederschlagswasser ist - soweit nicht als Brauchwasser genutzt - auf den Baugrundstiicken zurlickzuhalten und tber die
belebte Bodenzone zu versickern.

FLACHEN FUR GEMEINSCHAFTSANLAGEN UND STELLPLATZE
(§ 9 Absatz 1 Nummer 22 BauGB)

Auflerhalb der liberbaubaren Grundstiicksflachen sind oberirdische Stellplatzanlagen nur innerhalb der hierfur
gekennzeichneten Flache zulassig. Abweichend hiervon sind oberirdische Stellplatzanlagen mit maximal vier
Stellplatzen in der Vorgartenflache unter Beachtung der 6rtlichen Bauvorschriften zulassig.

Gemeinschaftsgaragen diirfen innerhalb der gekennzeichneten Flache eine maximale Héhe von 6,5 m nicht
Uberschreiten.

FLACHEN FUR DAS ANPFLANZEN VON BAUMEN, STRAUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 Absatz 1 Nummer 25a BauGB)

Stellplatzbegriinung:

Oberirdische, nicht tberdachte Stellplatzanlagen fur mehr als vier Kraftfahrzeuge sind mit Baumen zu begriinen
und zu gliedern. Je angefangene vier ebenerdige Stellplatze ist ein standortgerechter, heimischer Laubbaum (in
der Qualitdt Hochstamm, Stammumfang mindestens 16-18 cm in 1,0 m Hoéhe Uber Wurzelhals) fachgerecht im
regelmaRigen Raster innerhalb der Stellplatzanlage anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die
Pflanzbeete der Baumstandorte zwischen den Stellplatzen sind in der GroRe eines Stellplatzes mit 2,5 m x 5,0 m
(mindestens 12 m® Pflanzgrube) anzulegen und als Vegetationsflache herzustellen. Bei Stellplatzanlagen mit
Mittelstreifen sind die Pflanzbeete durchgehend und in einer Mindestbreite von 2,0 m (lichtes MaR) auszubilden.
Durch bauliche oder technische MaRnahmen sind die Pflanzbeete gegen ein Uberfahren von Fahrzeugen zu
schitzen. Abgangige Gehdlze sind in der darauffolgenden Pflanzperiode gleichartig (in der Qualitdt Hochstamm,
Stammumfang mindestens 16-18 cm in 1,0 m Hoéhe Uber Wurzelhals) zu ersetzen. Wenn Stellplatzanlagen mit
Carports Uberdacht werden, sind deren Dachflachen extensiv zu begriinen.

ALTLASTENFUNDE

Sollten sich bei den Erdarbeiten wider Erwarten Kontaminationen (z. B. Aschen, Schlacken, Hausmiill, Olboden oder
andere Auffalligkeiten) zeigen, ist unverziiglich die Untere Bodenschutzbehtrde (Stadt Bielefeld, Umweltamt) zu
benachrichtigen.

Ist bei der Durchfiihrung des Bauvorhabens der Erdaushub auflergewodhnlich verfarbt oder werden verdachtige
Gegenstande entdeckt, sind die Arbeiten sofort einzustellen und die Feuerwehrleitstelle - Tel. 0521/512301 - oder die
Polizei - Tel. 0521/5450 - zu benachrichtigen.

UBERFLUTUNGSSCHUTZ

Zum Schutz vor Uberflutung durch auRergewdhnliche Regenereignisse oder unvorhergesehene Betriebsstérungen
sollten neu zu bebauende Grundstiicke durch geeignete konstruktive MaRnahmen (Uberflutungssicher ausgestaltet
werden. Als Bezugshdhe fir die empfohlenen MalRnahmen gilt die StralBenoberflaiche. Es werden u. a. folgende
Mafnahmen empfohlen: Erdgeschossfullboden sollten mindestens in einer Stufenhdhe oberhalb der Bezugshdhe
angeordnet werden. Tiefgaragen, Keller, Souterrainwohnungen und sonstige Rdume unterhalb der Bezugshohe sollten
Uberflutungssicher ausgebildet werden, d.h. Kellerfenster und Kellerschachte sowie Zugange, Zu- und Ausfahrten sind
durch geeignete MaRnahmen (z. B. durch ausreichend hohe Aufkantungen/Schwellen gegeniber der Bezugshohe)
gegen oberflachliches Eindringen von Niederschlagswasser zu schitzen. Die detaillierte Ausgestaltung sollte unter
Bericksichtigung der tatsachlichen bzw. geplanten Gelandeverhaltnisse festgelegt werden.

ANPFLANZUNGEN IM BEREICH UNTERIRDISCHER VER- UND ENTSORGUNGSANLAGEN

Bei der Anpflanzung von tiefwurzelnden Baumen oder Strauchern ist ein Abstand von 2,5 m zu vorhandenen und
geplanten unterirdischen Ver- und Entsorgungsanlagen einzuhalten. Bei der Anpflanzung von nicht tiefwurzelnden
Baumen oder Strauchern sind bei Abstdanden zwischen Baumstandort und AuRenhaut der Versorgungsanlage

- Zwischen 1,0 m und 2,5 m Schutzmafinahmen vorzusehen (z. B. Einbau einer Wurzelsperre),
- unter 1,0 m Anpflanzung von Baumen nur in Ausnahme moglich.

Beim Einbau der Wurzelsperre darf ein Abstand von 0,3 m zwischen Wurzelsperre und Aufienhaut der
Versorgungsanlage nicht unterschritten werden (erforderlicher Arbeitsraum.

BODENSCHUTZ

Um eine Beeintrachtigung nicht direkt Gberbauter Béden in den Randbereichen zu verhindert, werden im Rahmen der
Bautatigkeit die begleitenden MaRnahmen im Umfeld (z. B. Baustelleneinrichtung, Materiallagerung, Materialtransport)
auf das Plangebiet und die zukinftig befestigten oder Uberbauten Flachen beschrankt. Es gelten die DIN 18300
(Erdarbeiten) sowie die DIN 18915 (Bodenarbeiten).

Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Anderung von baulichen Anlagen der
Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu schitzen. Er ist vordringlich im
Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und spater wieder einzubauen.

SCHUTZ DES MUTTERBODENS

Mutterboden, der bei der Errichtung und Anderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Verénderungen
der Erdoberflache ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu
schiitzen. (§ 202 BauGB)

NATUR-, BODEN- UND BAUDENKMALER IN DER STADT BIELEFELD

Bei Bodeneingriffen kdnnen Bodendenkmaler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauern, alte
Graben, Einzelfunde aber auch Veranderungen und Verfarbungen in der natiirlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen und
Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden.
Die Entdeckung von Bodendenkmalern ist der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehdrde und/oder der
LWLArchaologie fiir Westfalen/Auf3enstelle Bielefeld (Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 0521 52002-50; Fax:
0521 52002-39; E-Mail: Iwl-archaeologie-bielefeld@Iwl.org) unverzuglich anzuzeigen.

Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstatte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige
unverandert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehdérde die Entdeckungsstatte vorher freigibt oder die
Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehdérde kann die Frist verlangern, wenn die sachgerechte
Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies fur die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs.
2 DSchG NRW). Gegenuber der Eigentumerin oder dem Eigentimer sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines
Grundstiicks, auf dem Bodendenkmaler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen Mafinahmen
zur sachgemafien Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klarung der Fundumstande und zur Sicherung weiterer auf
dem Grundstlick vorhandener Bodendenkmaler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW).

GEWASSERSCHUTZ

Bei der Durchfihrung der Bauarbeiten ist das Lagern von wassergefahrdenden Stoffen (Schmier-, Treibstoffe,
Reinigungsmittel, Farben etc.) auRerhalb der versiegelten Flachen zu vermeiden. Auferdem ist die Dichtheit aller
Behalter und Leitungen mit wassergefahrdenden Flissigkeiten bei Baumaschinen und -fahrzeugen zu gewahrleisten.

ALLGEMEINE VERMEIDUNGSMARNAHMEN
Die Anforderungen des artenschutzrechtlichen Fachbeitrages sind zu beachten.
Bauzeitenbeschrankung - Abbruch- und Rodungsarbeiten

Rodungs- und Raumungsmalnahmen von Vegetationsflaichen sind nur zwischen dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar
durchzufthren. Im Falle nicht vermeidbarer Flachenbeanspruchungen auRerhalb dieses Zeitraums muss durch eine
umweltfachliche Baubegleitung sichergestellt werden, dass eine Entfernung von Vegetationsbestdnden, insbesondere von
Gehdlzbestanden, nur durchgefiihrt wird, wenn die betroffenen Gehdlze und Freiflachen frei von einer Quartiernutzung sind.

Der Abbruch des Gebaudes Gustavstralle 6 ist auRerhalb der Aktivitatszeit der Fledermause (Mitte November bis Ende Februar)
sowie nach einer anhaltenden Frostperiode durchzufuhren.

Bei Abbrucharbeiten auRerhalb dieses Zeitraums ist der Dachboden vor Beginn der Arbeiten durch eine fachkundige Person auf
Fledermausbesatz zu kontrollieren und freizugeben. Wird ein Besatz festgestellt, sind die Arbeiten sofort einzustellen und das
weitere Vorgehen mit der Unteren Naturschutzbehérde abzustimmen.

Fledermausquartiere (vorgezogene Ausgleichsmalinahme)

Im Plangebiet wurde im Gebaude Gustavstralle 6 ein von Fledermausen genutztes Sommerquartier festgestellt. Vor Abbruch des
Gebaudes sind als Ersatz mindestens fiinf Fledermausflachkasten im raumlichen Zusammenhang (max. ca. 100,0 m Entfernung)
an geeigneten Gebauden in einer Hohe von mindestens 3,0 m anzubringen. Die Ersatzquartiere sind so anzubringen, dass ein
freier Anflug gewahrleistet ist und keine direkte Beleuchtung auf die Quartiere einwirkt.

Die Ersatzquartiere sind dauerhaft zu erhalten, regelmaRig auf ihre Funktionsfahigkeit zu Uberprifen und bei Funktionsverlust
gleichartig zu ersetzen.

Umsetzung vorhandener Nistkasten

Im Plangebiet vorhandene Nistkasten sind vor Beginn der Bauarbeiten fachgerecht innerhalb eines Radius von maximal 200,0 m
um den bisherigen Standort an geeignete Baume oder bauliche Strukturen umzuhangen.

Das Umhangen hat auRerhalb der Brutzeit sowie aulRerhalb der Aktivitdtszeit von Fledermausen im Zeitraum Mitte November bis
Ende Februar zu erfolgen. Abweichungen sind nur nach vorheriger Kontrolle auf Besatz und in Abstimmung mit der zustandigen
Unteren Naturschutzbehorde zulassig.

Schutz von Geholzen und Vegetationsbestdanden wahrend der Bauphase

Die Aktivitdten der BaumaRnahme (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallagerung etc.) missen auf die notwendigste Flache
beschrankt werden. AuRerdem ist gemaf DIN 18920 ein Abstand von 1,5 m zu Baumen und Gehdlzstrukturen einzuhalten. Damit
kann sichergestellt werden, dass zu erhaltende Gehdlzbestande und Vegetationsbestdnde der naheren Umgebung vor
Beeintrachtigung geschitzt sind und auch weiterhin eine Funktion als Lebensraum Gbernehmen kénnen

DIN-NORMEN

Die in den textlichen Festsetzungen genannten DIN-Normen kdnnen im Bauamt der Stadt Bielefeld, Bauberatung,
33602 Bielefeld eingesehen werden.

BEBAUUNGSPLAN NR.

"WOHNEN NORDLICH DER GUSTAVSTRARE
UND WESTLICH DER VORMBROCKSTRARE / SENNE"

71.1

VERFAHRENSSTAND: DATUM:

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 25.03.2025
FRUHZEITIGE OFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG  12.05. - 30.05.2025
ENTWURFSBESCHLUSS 19.05.2026
VEROFFENTLICHUNG 02.07. - 10.08.2026

PLANVERFASSER:
BAUAMT BIELEFELD, 600.32
HEMPEL + TACKE GMBH

PLANGEBIET: NORDLICH DER GUSTAVSTRARE UND
WESTLICH DER VORMBROCKSTRARE

GEMARKUNG/ FLUR: GEMARKUNG SENNE, FLUR 7

KARTENGRUNDLAGE: LIEGENSCHAFTSKARTE, AUSZUG 28.11.24

MARSTAB: 1:500
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BEBAUUNGSPLAN NR. 71.1

"WOHNEN NORDLICH DER GUSTAVSTRARE UND
WESTLICH DER VORMBROCKSTRARE / SENNE"

SATZUNG
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STAND: 31.08.2026, Hempel+Tacke GmbH




	Pläne und Ansichten
	SATZUNG


